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Einleitung

Angesichts der zunehmenden Zahl an Erbfällen mit Auslandsbezug wächst 
die praktische Relevanz, öffentliche Urkunden in Erbschaftsangelegenheiten 
grenzüberschreitend einzusetzen. Dazu gehören beispielsweise öffentliche Tes-
tamente, Erbverträge oder Erbnachweise. Aufgrund dieses steigenden prakti-
schen Bedürfnisses soll die „Annahme“ öffentlicher Urkunden deren Freizü-
gigkeit innerhalb der Europäischen Union fördern. Hierzu bestimmt Art. 59 
Abs. 1 EuErbVO, dass eine in einem Mitgliedstaat errichtete öffentliche Ur-
kunde in einem anderen Mitgliedstaat die gleiche formelle Beweiskraft wie im 
Ursprungsmitgliedstaat oder die damit am ehesten vergleichbare Wirkung hat, 
sofern dies der öffentlichen Ordnung (ordre public) des betreffenden Mitglied-
staats nicht offensichtlich widerspricht.

I.  Einführung in die Problematik und in die Fragestellung

Zur Harmonisierung des europäischen und internationalen Verfahrens- und Kol-
lisionsrechts wurde am 27.7.2012 die Verordnung (EU) Nr. 650/2012 des euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 4.7.2012 über die Zuständigkeit, das 
anzuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
und die Annahme und Vollstreckung öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie 
zur Einführung eines Europäischen Nachlasszeugnisses (im Folgenden: EuErb-
VO) im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Am 16.1.2014 trat sie 
in Kraft und gilt für grenzüberschreitende Erbfälle ab dem 17.8.2015.

Während in den ersten Kapiteln der EuErbVO die klassischen Fragen des 
internationalen Privat- und Verfahrensrechts wie die internationale Zuständig-
keit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer 
Entscheidungen geregelt werden, öffnet die Verordnung neue Türen durch das 
fünfte Kapitel über öffentliche Urkunden und durch die Einführung eines euro-
päischen Nachlasszeugnisses im sechsten Kapitel. Eine Besonderheit inner-
halb der Verordnung ist Art. 59 EuErbVO. Die Vorschrift ist als erster Artikel 
des fünften Kapitels mit „Annahme öffentlicher Urkunden“ überschrieben und 
stellt ein „Novum im europäischen Zivilverfahrensrecht“1 dar.

1  Hess/Jayme/Pfeiffer, Stellungnahme zum Vorschlag für eine Europäische Erbrechtsver-
ordnung, S. 41.
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Ins Auge springt Art. 59 EuErbVO durch seine „schillernde amtliche Über-
schrift“2, die „Annahme öffentlicher Urkunden“. Der Begriff der Annahme 
findet sich einzig in der Überschrift des Art. 59 EuErbVO, nicht jedoch im 
Normtext selbst. Bisher wurde der Begriff der „Annahme“ im internationalen 
Privat- und Zivilprozessrecht nicht verwandt. Es handelt sich bei Art. 59 EuErb-
VO um die erstmalige Regelung eines neuartigen „Institut[s] der Annahme“3. 
Es drängt sich daher die Frage auf, was unter der Annahme zu verstehen ist. 
Was bedeutet die Annahme öffentlicher Urkunden? Auf was bezieht sich die 
Vorschrift gegenständlich? Welche Wirkungen soll die Annahme öffentlicher 
Urkunden haben? Gibt es Begrenzungen der Annahme?

Brisant ist die Frage der Bedeutung der „Annahme“ mit Blick auf den rechts-
politischen und wissenschaftlichen Diskurs der sogenannten „Urkundsinhalts-
anerkennung“4. Die Genese der EuErbVO einleitend stellte die Europäische 
Kommission im Grünbuch „Erb- und Testamentsrecht“5 vom 1.3.2005 in Bezug 
auf notarielle Urkunden die Frage 27: „Können auf erbrechtliche Urkunden die-
selben Vorschriften angewandt werden wie für die Anerkennung und Vollstre-
ckung gerichtlicher Entscheidungen?“6

Das Grünbuch und die darauf folgende Entstehungsgeschichte der EuErbVO 
verstärkten die zu dieser Zeit diskutierte Befürchtung einer Verdrängung des 
klassischen internationalen Privatrechts durch die sogenannte – von der verfah-
rensrechtlichen Entscheidungsanerkennung inspirierte – Anerkennungsmetho-
de. Bei der Anerkennungsmethode soll „eine im Ausland aufgrund eines pri-
vaten oder eines behördlichen Aktes geschaffene Rechtslage unabhängig von 
der Anwendung der eigenen Kollisionsnormen des Anerkennungsstaates und 
auch unabhängig von der Frage des im Ursprungsstaat angewandten Rechts im 
Anerkennungsstaat als wirksam betrachtet“7 werden. Ein im Ausland notariell 
beurkundetes Testament würde nach dieser Anerkennungsmethode somit nicht 
mehr durch ein Gericht eines anderen Mitgliedstaates auf seine Gültigkeit hin 
überprüft oder gar nach einer erfolgten „Anerkennung“ durch den Erblasser 
selbst durch ein handschriftliches Testament geändert werden können.8 Diese 
de lege ferenda-Überlegungen zur Anerkennung von Rechts wegen stehen im 
Gegensatz zur herkömmlichen kollisionsrechtlichen Methode des internationa-
len Privatrechts, wonach die Wirksamkeit und Wirkungen eines Rechtsverhält-

2  Dutta, FamRZ 2013, 4, 13.
3  Mansel, in: Liber amicorum Kohler, 2018, S. 301, 303.
4  Mansel, IPRax 2011, 341.
5  Grünbuch, Erb- und Testamentsrecht, v. 1.3.2005, KOM(2005) 65 endg. Siehe hierzu 

Dörner, ZEV 2005, 137 ff.; Mansel, RabelsZ 70 (2006), 651, 684 f.
6  Grünbuch, Erb- und Testamentsrecht, v. 1.3.2005, KOM(2005) 65 endg., S. 11, Punkt 

4.2.
7  Coester-Waltjen, IPRax 2006, 392, 393.
8  Vgl. Buschbaum, in: FS Martiny, 2014, S. 259, 261.
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nisses mit Auslandsbezug anhand des durch Anwendung von Kollisionsvor-
schriften bestimmten anwendbaren Rechts überprüft werden.

So ist mit Art. 59 EuErbVO nun eine aus vier Absätzen bestehende Vorschrift 
entstanden, welche weder im bisherigen internationalen Privatrecht noch im in-
ternationalen Zivilprozessrecht Vorbilder kennt.9 Der erste Absatz des Art. 59 
EuErbVO regelt die formelle Beweiskraft einer öffentlichen Urkunde in einem 
anderen Mitgliedstaat als ihrem Ursprungsstaat. Die drei weiteren Absätze des 
Art. 59 EuErbVO normieren die Erhebung von Einwänden in Bezug auf die 
Authentizität der öffentlichen Urkunde oder der in ihr beurkundeten Rechts-
geschäfte oder Rechtsverhältnisse. Der innovative Charakter sowie die kontro-
verse Entstehung der Regelung gaben Veranlassung, den Begriff und die Norm 
des Art. 59 EuErbVO näher zu beleuchten.

Daher hat sich die vorliegende Arbeit zum Ziel gesetzt, den Regelungsgehalt 
des Art. 59 EuErbVO zu untersuchen und zu determinieren. Motiv dieser Arbeit 
ist es zu bestimmen, was die in Art. 59 EuErbVO erstmalig geregelte „Annah-
me“ öffentlicher Urkunden konkret bedeutet. Untersucht wird, welche Methode 
der Vorschrift zugrunde liegt. Ein weiteres Bestreben der vorliegenden Arbeit 
ist es, auf den Gegenstand des Art. 59 EuErbVO ein besonderes Augenmerk zu 
richten und hierfür den Aspekt der formellen Beweiskraft öffentlicher Urkun-
den zu eruieren.

II.  Gang der Untersuchung

Die Arbeit gliedert sich neben Einleitung und Fazit in vier Teile. Zunächst wer-
den die Grundlagen der Annahme nach Art. 59 EuErbVO dargestellt. Hierzu 
befasst sich der erste Teil der Arbeit mit dem Anwendungsbereich des Art. 59 
EuErbVO. Es wird dargelegt, welche öffentlichen Urkunden von der Vorschrift 
erfasst werden, wobei die Legaldefinition öffentlicher Urkunden i. S. d. EuErb-
VO näher beleuchtet wird. Zur praktischen Anschauung der von der Verord-
nung erfassten öffentlichen Urkunden werden Beispiele aus dem deutschen und 
französischen Recht gegeben. Besonderes Augenmerk liegt in diesem Teil der 
Arbeit auf der verordnungsautonomen Qualifikation des deutschen Erbscheins. 
Es wird die Frage untersucht, ob der deutsche Erbschein in der EuErbVO als 
Entscheidung oder als öffentliche Urkunde einzuordnen ist. Relevant ist diese 
Frage insbesondere zur Bestimmung der grenzüberschreitenden Zirkulierbar-
keit des Erbscheins als nationaler Erbnachweis entweder im Wege der verfah-

9  Mansel, in: Calvo Caravaca/Davì/Mansel, EuErbVO, Art. 59, Rn. 6; ferner Buschbaum, 
in: Fulchiron/Bidaud-Garon, Vers un statut européen, S. 255, 261; Buschbaum, in: Lipp/
Münch, Freizügigkeit, S. 37, 38 f.; Makowsky, in: NK/BGB, EuErbVO, Art. 59, Rn. 1; Schaub, 
in: Muscheler, Hereditare 3, S. 91, 109; Volgger, in: Deixler-Hübner/Schauer, EuErbVO, Vor 
Kap. V, Rn. 2.



4	 Einleitung

rensrechtlichen Anerkennung von Entscheidungen oder durch das Regelungs-
werk der Annahme öffentlicher Urkunden.

Anschließend widmet sich der zweite Teil der Arbeit der Darstellung der 
Methode der Annahme. In einem ersten Schritt wird die im Unionsrecht bisher 
unbekannte Annahme näher qualifiziert. Es wird eine ausführliche dogmatische 
Einordnung der Vorschrift des Art. 59 Abs. 1 EuErbVO als verfahrensrechtliche 
Kollisionsnorm vorgenommen. Die Qualifikation des Art. 59 EuErbVO er-
folgt dabei in Abgrenzung zur Normierung einer anerkennungsrechtlichen Vor-
schrift. In diesem Zusammenhang wird die kontroverse Entstehungsgeschichte 
der Norm betrachtet. Im Mittelpunkt der Genese des Art. 59 EuErbVO stand 
die Diskussion um einen Methodenwechsel von der klassischen kollisionsrecht-
lichen Lösung des IPR zu einer anerkennungsrechtlichen Lösung (sogenann-
te Rechtslagenanerkennung). Anhand der Analyse der Entstehungsgeschichte 
wird darüber hinaus der europäische Gesetzgeberwille als Auslegungsmittel 
des Art. 59 EuErbVO herausgearbeitet. Im Vordergrund des zweiten Teils steht 
ferner die ausgiebige Auseinandersetzung der durch die Annahme angeord-
neten grenzüberschreitenden Beweiskraftwirkung. Dabei wird die Vorgehens-
weise der grenzüberschreitenden Wirkungsvermittlung der formellen Beweis-
kraft öffentlicher Urkunden aus einem anderen Mitgliedstaat aufgezeigt. Hierzu 
wird im Besonderen erörtert, inwiefern die von der verfahrensrechtlichen An-
erkennung bekannten Lehren der Wirkungserstreckung oder Gleichstellung 
vergleichend herangezogen werden können. Daran anschließend werden gege-
benenfalls vorzunehmende Korrekturen im Wege der Anpassung sowie ordre 
public-Einschränkungen der Annahme vorgestellt.

Auf den durch die Qualifikation der Annahme gewonnenen Erkenntnissen 
aufbauend wird in einem dritten Teil der Arbeit die anzunehmende formelle 
Beweiskraft der öffentlichen Urkunde umfassend untersucht. Der zentrale Be-
griff der formellen Beweiskraft wird als verordnungsautonomer Terminus ein-
gehend anhand der klassischen Auslegungscanones ausgelegt. Zur Bestimmung 
eines europäischen Begriffsverständnisses wird zudem ein mitgliedstaatlich 
übergreifend geltendes Grundverständnis rechtsvergleichend herausgearbeitet. 
Auf Grundlage der gefundenen Ergebnisse wird schließlich ein Vorschlag einer 
europäischen Definition des Annahmegegenstandes der formellen Beweiskraft 
öffentlicher Urkunden formuliert.

Der vierte und letzte Teil der Arbeit stellt die Annahme in das Gesamtgefüge 
des Unionsrechts. Es wird einerseits die neuartige Besonderheit der in Art. 59 
EuErbVO normierten Annahme öffentlicher Urkunden im Verhältnis zu bishe-
rigen unionsrechtlichen Regelungen aufgezeigt. Zugleich wird der Einfluss des 
Art. 59 EuErbVO auf zeitlich folgende Verordnungen geprüft, namentlich die 
EuGüVO/EuPartVO sowie die EuUrkVO.

Zur besseren Verständlichkeit ist darauf hinzuweisen, dass in dieser Ar-
beit die Begriffe Annahmestaat, Zweitstaat und Zielstaat sowie Ursprungs-
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staat, Erststaat und Errichtungsstaat jeweils synonym verwendet werden. Fer-
ner wird zwecks Vereinfachung des Leseflusses nicht stets von Mitgliedstaat 
der Europäischen Union, sondern zum Teil auch schlicht von Staat gesprochen 
(insbesondere bei zusammengesetzten Begriffen wie Errichtungsmitgliedstaat), 
ohne dass dies eine Differenzierung bedeutet.

Anzumerken ist zuletzt, dass die Arbeit sich entsprechend der analysierten 
Verordnungsvorschrift des Art. 59 EuErbVO auf die formelle Beweiskraft öf-
fentlicher Urkunden beschränkt. Die grenzüberschreitende Vollstreckbarkeit 
öffentlicher Urkunden wird nicht behandelt. Die Vollstreckbarkeit öffentlicher 
Urkunden wird separat in Art. 60 EuErbVO geregelt, der den seit langem un-
problematisch geltenden Art. 57 EuGVVO a. F., welcher wiederum auf Art. 50 
EuGVÜ/LugÜ beruht, übernimmt.10 Ferner werden die zeitlich auf die EuErb-
VO folgenden Verordnungen (EuGüVO/EuPartVO sowie EuUrkVO) lediglich 
im vierten Teil dieser Arbeit thematisiert.

10  Vgl. Dutta, in: MüKo/BGB, EuErbVO, Art. 60, Rn. 1; Makowsky, in: NK/BGB, Eu-
ErbVO, Art. 60, Rn. 1; Mansel, in: Calvo  Caravaca/Davì/Mansel, EuErbVO, Art. 59, Rn. 6, 
Art. 60, Rn. 1; J. Schmidt, in: BeckOGK, EuErbVO, Art. 59, Rn. 1, Art. 60, Rn. 1 f.





Teil 1

Anwendungsbereich

Bevor auf die in Art. 59 EuErbVO erstmalig geregelte und daher neue Methode 
der Annahme öffentlicher Urkunden eingegangen wird, muss der Anwendungs-
bereich der Vorschrift bestimmt werden. Art. 59 EuErbVO normiert die Annah-
me öffentlicher Urkunden.

Im ersten Teil dieser Arbeit wird daher dargelegt, wie öffentliche Urkunden 
nach der EuErbVO zu definieren sind und anhand von Beispielen aus dem deut-
schen und französischen Recht veranschaulicht (§ 2). In der Nachlassabwick-
lung von großer praktischer Relevanz sind Nachweise, die die Erbenstellung 
bezeugen. Wenn Erbnachweise durch mitgliedstaatliche Gerichte ausgestellt 
werden, stellt sich die Abgrenzungsfrage zu gerichtlichen Entscheidungen. 
Deshalb wird in diesem Teil auch der Begriff der Entscheidung im Sinne der 
EuErbVO näher dargestellt (§ 3), um anschließend am Beispiel des deutschen 
Erbscheins eine verordnungsautonome Qualifikation dieses nationalen Erb-
nachweises vornehmen zu können (§ 4). Da die Begriffe der EuErbVO grund-
sätzlich verordnungsautonom auszulegen sind, soll vorab die verordnungsauto-
nome Auslegung skizziert werden (§ 1).

§ 1 Verordnungsautonome Auslegung

Die europarechtlich autonome Auslegung von Begrifflichkeiten des Unions-
rechts ist ein methodischer Grundsatz, der generell für alle Rechtsakte der EU 
gilt.1 Nach diesem Grundsatz sind Begriffe eines Unionsrechtsaktes einheitlich 
europäisch zu bestimmen, unabhängig von den jeweiligen nationalen Begriffs-
verständnissen.2 Bei der verordnungsautonomen Auslegung werden die Nor-

1  Dutta, MüKo/BGB, EuErbVO, Vorb. Art. 1, Rn. 23; Hellner, in: Dutta/Herrler, Die Euro-
päische Erbrechtsverordnung, S. 107, 107, Rn. 1; Hess, IPRax 2006, 348, 351 f., 363; Köhler, 
in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 6; Looschelders, in: NK/BGB, EuErbVO, Vorb. 
zu Art. 1, Rn. 18; Martens, Methodenlehre des Unionsrechts, S. 335 f.; Nourissat, in: Khairal-
lah/Revillard, Droit européen des successions, S. 17, 28, Rn. 58 ff.; Riesenhuber, in: Riesen-
huber, Europäische Methodenlehre, § 10, Rn. 4 ff.

2  Bonomi, in: Bonomi/Wautelet, EuErbVO, Intro., Rn. 50; Geimer, in: Zöller/ZPO, EuErb-
VO, Art. 1, Rn. 3; Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 6.
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men aus sich heraus ausgelegt.3 Dabei verbietet sich ein Rückgriff auf nationa-
les Recht der Mitgliedstaaten, insbesondere auf die jeweilige lex fori.4

Eine autonome und einheitliche Auslegung des Unionsrechts ist unerlässlich 
für seine einheitliche Anwendung in allen Mitgliedstaaten der EU. Zudem sind 
die Rechtsordnungen aller Mitgliedstaaten gleichberechtigt. Dieser Gleichbe-
rechtigung würden sowohl Verweisungen auf das nationale Recht durch einen 
europäischen Rechtsakt selbst5 als auch eine Auslegung anhand der jeweiligen 
lex fori nicht gerecht, sodass für einen europäischen Maßstab hiervon Abstand 
zu nehmen ist. Der EuGH betont in einer ständigen Rechtsprechung, dass „aus 
den Erfordernissen sowohl der einheitlichen Anwendung des Unionsrechts als 
auch des Gleichheitssatzes, […] die Begriffe einer Vorschrift des Unionsrechts, 
die für die Ermittlung ihres Sinnes und ihrer Bedeutung nicht ausdrücklich auf 
das Recht der Mitgliedstaaten verweist, in der Regel in der gesamten Union 
eine autonome und einheitliche Auslegung erhalten müssen“6.

Auf diese Weise ist es möglich, dass eine Urkunde keine öffentliche Ur-
kunde nach nationalen Anforderungen darstellt, hingegen als eine solche nach 
Art. 3 Abs. 1 lit. i EuErbVO gilt und somit von Art. 59 EuErbVO erfasst wird. 
Umgekehrt ist es genauso denkbar, dass eine Urkunde national als öffentliche 
Urkunde angesehen wird, jedoch nicht den unionsrechtlichen Anforderungen 
entspricht und somit keine öffentliche Urkunde i. S. d. Art. 3 Abs. 1 lit. i EuErb-
VO darstellt.

Die einheitlich autonome Auslegung erfolgt anhand der – auch aus dem na-
tionalen Recht bekannten – Auslegungsmethoden, wobei europäische Beson-
derheiten berücksichtigt werden müssen.7 Daher sind für die Auslegung des 
Begriffs der öffentlichen Urkunde im Sinne des Art. 3 Abs. 1 lit. i EuErbVO der 
Wortlaut, die Systematik, das Telos, die Entstehungsgeschichte sowie die all-
gemeinen Rechtsgrundsätze, die sich aus der Gesamtheit der nationalen Rechts-
ordnungen ergeben zu beachten.

3  Mansel, in: FS Canaris, 2017, S. 739, 762 f.
4  Looschelders, in: NK/BGB, EuErbVO, Vorb. zu Art. 1, Rn. 18; Mansel, in: Calvo Ca-

ravaca/Davì/Mansel, EuErbVO, Art. 59, Rn. 10; Weber, in: Dutta/Weber, IntErbR, EuErbVO, 
Einl., Rn. 41.

5  Vgl. Riesenhuber, in: Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, § 10, Rn. 6.
6  EuGH, Urteil v. 18.1.1984, Rs. C-327/82, Ekro, Slg. 1984, 00107, Rn. 11; EuGH, Urteil 

v. 19.9.2000, Rs. C-287/98, Linster, Slg. 2000, I-06917, Rn. 43; EuGH, Urteil v. 17.3.2005, Rs. 
C-170/03, Feron, Slg. 2005, I-02299, Rn. 26; EuGH, Urteil v. 18.10.2011, Rs. C-34/10, Brüst-
le, Slg. 2011, I-09821, Rn. 25; EuGH, Urteil v. 16.7.2015, verb. Rs. C-544/13 und C-545/13, 
Abcur, Rn. 45.

7  Deixler-Hübner/Schauer, in: Deixler-Hübner/Schauer, EuErbVO, Art. 3, Rn. 2; Ge-
bauer, in: Gebauer/Wiedmann, Zivilrecht unter europäischem Einfluss, Kap. 4, Rn. 4; Hess, 
IPRax 2006, 348, 353; Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 6; Kropholler, in: 
FS MPI, 2001, S. 583, 589; Riesenhuber, in: Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, § 10, 
Rn. 12; Stotz, in: Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, § 22, Rn. 11; Weber, in: Dutta/
Weber, IntErbR, EuErbVO, Einl., Rn. 42.
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I.  Wortlaut

Ausgangspunkt und zugleich Grenze jeder Auslegung ist der Wortlaut der je-
weiligen Bestimmungen.8 Anhand des exakten Normtextes ist sein Wortsinn 
zu ermitteln, wobei die grammatikalische Auslegung sowohl beinhaltet, für die 
Auslegung eines Wortes den Satzzusammenhang als auch für das Verständnis 
eines Satzes den Textzusammenhang zu beachten.9

Bei der Erläuterung der in der EuErbVO verwendeten Begriffe müssen al-
lerdings alle Sprachfassungen dieser einbezogen werden, da mangels einer 
EU-Amtssprache jede einzelne verbindlich ist.10 Dabei kommt den einzelnen 
Fassungen gleichermaßen Bedeutung zu, sodass sie auch in gleicher Weise 
zu berücksichtigen sind.11 Aufgrund der Tatsache, dass die Verordnung über-
wiegend auf Englisch, Französisch und Deutsch verhandelt wurde, stellen sich 
diese Sprachfassungen meist als besonders ergiebig dar.12 Diese praktische Er-
wägung mindert jedoch in keiner Weise die Bedeutung der anderen Sprach-
fassungen, deren Heranziehung im Rahmen der grammatikalischen Auslegung 
des Wortlauts ebenso aufschlussreich sein kann. Die Hinzuziehung anderer 
Sprachfassungen der EuErbVO kann bei der Interpretation von unklaren Be-
grifflichkeiten besonders hilfreich sein.13 Zudem treten gelegentlich Inkohären-
zen sowie Übersetzungsfehler auf, die nur durch einen Vergleich mehrerer Ver-
sionen aufgeklärt werden können.14

Zu beachten ist weiterhin, dass selbst bei Verwendung von juristischen Be-
griffen, denen in einem Mitgliedstaat eine eigenständige Bedeutung zukommt, 
dieses nationale Verständnis nicht zwangsläufig im Rahmen der wörtlichen 
Auslegung zu berücksichtigen ist.15 Insbesondere schränkt die autonome Aus-
legung den Rückgriff auf das Recht eines Mitgliedstaates, aus dessen Rechts-
ordnung ein Begriff möglicherweise entnommen wurde, ein.16 In solchen 
Fällen kann das nationale Verständnis der Herkunftsrechtsordnung bloß als 
Auslegungshilfe herangezogen werden.17 Der EuGH betont in einer ständigen 
Rechtsprechung, dass die einheitliche Anwendung und damit Auslegung einer 

8  Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 7; Looschelders, in: NK/BGB, Eu-
ErbVO, Vorb. zu Art. 1, Rn. 18; Mansel, in: FS Canaris, 2017, S. 739, 763.

9  Riesenhuber, in: Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, § 10, Rn. 18, 21.
10  Eichel, in: JurisPK/BGB, EuErbVO, Art. 1, Rn. 9; Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, Eu-

ErbVO, Einf., Rn. 6; Weber, in: Dutta/Weber, IntErbR, EuErbVO, Einl., Rn. 43.
11  Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 6; Riesenhuber, in: Riesenhuber, 

Europäische Methodenlehre, § 10, Rn. 14.
12  Baldus, GPR 2012, 312, 312; Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 6.
13  Looschelders, in: NK/BGB, EuErbVO, Vorb. zu Art. 1, Rn. 18.
14  Z. B. zum Begriff der Beweiskraft bzw. Authentizität, S. 21 f.
15  Hertel, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Bd. V, EuErbVO, Einl., Rn. 31; Hess, IPRax 2006, 

348, 353.
16  Hess, IPRax 2006, 348, 353.
17  Hess, IPRax 2006, 348, 353.
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Vorschrift des Unionsrechts es ausschließt, diese in ihrer jeweiligen Sprachfas-
sung isoliert zu betrachten, sondern es vielmehr geboten ist, die Norm „im Licht 
ihrer Fassung in allen Sprachen auszulegen“18.19

II.  Systematik

Weiterhin erfolgt die Auslegung eines Begriffs anhand systematischer Über-
legungen. Hierbei sind zwei Ausprägungen zu unterscheiden: Einerseits kann 
die Systematik des fraglichen Rechtsakts selbst analysiert werden, andererseits 
können im Rahmen der systematischen Auslegung auch andere Unionsrechts-
akte einbezogen werden.20

Zunächst ist demnach die Struktur der EuErbVO selbst zu beachten, d. h. ihr 
Aufbau in verschiedene Kapitel hinsichtlich der jeweiligen Regelungskomple-
xe. Auch können aus dem Standort einer Norm Rückschlüsse auf ihre Bedeu-
tung gezogen werden.21 Des Weiteren ist innerhalb der EuErbVO besonders auf 
das Verhältnis der verfahrensrechtlichen und kollisionsrechtlichen Vorschriften 
zu achten,22 da ein Hauptziel der Verordnung der Gleichlauf von internationa-
ler Zuständigkeit und anwendbarem Recht ist (vgl. EG 27).23 So stellen bei-
spielsweise als Regelanknüpfung sowohl für die internationale Zuständigkeit 
gem. Art. 4 EuErbVO als auch für das Erbstatut gem. Art. 21 Abs. 1 EuErbVO 
beide Normen auf den letzten gewöhnlichen Aufenthalt des Erblassers ab. Auch 
bei einer Rechtswahl nach Art. 22 EuErbVO kann gem. Art. 5 EuErbVO eine 
Gerichtsstandsvereinbarung zugunsten der Gerichte des Mitgliedstaates, dessen 
Recht auch anwendbar sein soll, getroffen werden, sodass der Gleichlauf von 
forum und ius gewahrt wird.24

Ferner sind systematisch andere Unionsakte zum internationalen Privat- 
und Verfahrensrecht zu berücksichtigen.25 Hierbei können etwa die Rom I-VO, 

18  EuGH, Urteil v. 27.1.2005, Rs. C-188/03, Junk, Slg. 2005, I-00885, Rn. 33; so auch be-
reits EuGH, Urteil v. 12.11.1969, Rs. C-29/69, Stauder ./. Stadt Ulm, Slg. 1969, 00419, Rn. 3; 
EuGH, Urteil v. 17.7.1997, Rs. C-219/95 P, Ferriere Nord ./. Kommission, Slg. 1997, I-4411, 
Rn. 15; EuGH, Urteil v. 20.11.2001, Rs. C-268/99, Jany u. a., Slg. 2001, I-08615, Rn. 47.

19  Riesenhuber, in: Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, § 10, Rn. 14 f.
20  Grundmann, RabelsZ 75 (2011, 882, 885; Hess, IPRax 2006, 348, 355; Kropholler, in: 

FS MPI, 2001, S. 583, 591.
21  Langenbucher, in: Langenbucher, Europarechtliche Bezüge, § 1, Rn. 11; Riesenhuber, 

in: Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, § 10, Rn. 22.
22  Looschelders, in: NK/BGB, EuErbVO, Vorb. zu Art. 1, Rn. 18.
23  Dutta, FamRZ 2013, 4, 6; Looschelders, in: NK/BGB, EuErbVO, Vorb. zu Art. 1, 

Rn. 13.
24  Davì, in: Calvo Caravaca/Davì/Mansel, EuErbVO, Intro., Rn. 34; Dutta, FamRZ 2013, 

4, 6; Geimer, in: Hager, Die neue EuErbVO, S. 9, 17; Hess, in: Dutta/Herrler, Die Europäische 
Erbrechtsverordnung, S. 131, 132, Rn. 1; Van Boxstael, Rev. not. belge 2012, 838, 845; vgl. zur 
Rechtswahl im EU-Verordnungsrecht: Mansel, in: Leible/Unberath, Brauchen wir eine Rom 
O-Verordnung?, S. 241, 256 ff.

25  Eichel, in: JurisPK/BGB, EuErbVO, Art. 1, Rn. 10; Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, Eu-
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Rom II-VO, Rom III-VO, EuGVVO, EuEheVO oder auch die EuUnthVO in 
Bezug genommen werden.26 Denn auch rechtsaktübergreifend bedarf es einer 
einheitlichen Auslegung von verwendeten Rechtsbegriffen des Unionsgesetz-
gebers. Dies gebietet das Postulat eines einheitlichen und systemstimmigen, 
europäischen Rechts, sodass eine ausdrückliche Anordnung der einheitlichen 
Auslegung mit anderen Unionsakten nicht erforderlich ist.27 Dass sich in der 
EuErbVO und insbesondere in ihren Erwägungsgründen keine den beiden Er-
wägungsgründen 7 der Rom I-VO und der Rom II-VO vergleichbare Bestim-
mung einer einheitlichen Auslegung mit anderen Rechtsakten der EU findet,28 
schadet somit nicht. Allerdings ist eine rechtsaktübergreifende Auslegung nur 
möglich, wenn die Interessenlage der Vorschriften vergleichbar ist.29 Erbrecht-
liche Besonderheiten können ein eigenes Verständnis gewisser Begriffe erfor-
dern,30 sodass sich eine parallele Auslegung anhand anderer Rechtakte in be-
stimmten Fällen verbieten kann. Wenn die Interessenlage aber vergleichbar ist, 
können zudem bereits für andere Vorschriften vorliegende Erläuterungen durch 
den EuGH auch für das Verständnis von Begriffen in der EuErbVO herangezo-
gen werden.31

III.  Telos

Bedeutungsvoll ist bei der Auslegung einer Vorschrift des Unionsrechts die te-
leologische Auslegung. Sinn und Zweck der europäischen Normen und der die-
sen zugrundeliegende europäische Gesetzgeberwille lassen sich am ehesten an-
hand der Erwägungsgründe eines Unionsrechtsaktes bestimmen.32 Innerhalb 
dieser werden unter anderem die wesentlichen Ziele und Grundgedanken des 
Rechtsaktes aufgelistet.33 Auch der EuErbVO stehen insgesamt 83 umfassende 
Erwägungsgründe voran. Sie haben zwar keinen zwingenden Charakter, sind 
also nicht verbindlich, beinhalten aber wesentliche Informationen, die zur Inter-

ErbVO, Einf., Rn. 6; Looschelders, in: NK/BGB, EuErbVO, Vorb. zu Art. 1, Rn. 19; Weber, in: 
Dutta/Weber, IntErbR, EuErbVO, Einl., Rn. 45; M. Weller, in: Calvo Caravaca/Davì/Mansel, 
EuErbVO, Art. 1, Rn. 2.

26  Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 6; Looschelders, in: NK/BGB, 
EuErbVO, Vorb. zu Art. 1, Rn. 19.

27  J. Schmidt, in: BeckOGK, EuErbVO, Art. 1, Rn. 6.
28  J. Schmidt, in: BeckOGK, EuErbVO, Art. 1, Rn. 6.
29  Vgl. auch Hess, IPRax 2006, 348, 355; Mansel, in: FS Canaris, 2017, S. 739, 763.
30  J. Schmidt, in: BeckOGK, EuErbVO, Art. 1, Rn. 6; Weber, in: Dutta/Weber, IntErbR, 

EuErbVO, Einl., Rn. 45.
31  Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 6.
32  Hertel, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Bd. V, EuErbVO, Einl., Rn. 33; Hess, IPRax 2006, 

348, 357; Looschelders, in: NK/BGB, EuErbVO, Vorb. zu Art. 1, Rn. 18; Martens, Methoden-
lehre des Unionsrechts, S. 178 f.; Riesenhuber, in: Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, 
§ 10, Rn. 38, 41.

33  Hess, IPRax 2006, 348, 357; Martens, Methodenlehre des Unionsrechts, S. 179.
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pretation der Vorschriften hilfreich sind.34 Sie dienen somit häufig als Orientie-
rungshilfe hinsichtlich des Telos einer Norm.

Generell bezwecken europäische Rechtsakte eine möglichst weitreichende 
Rechtsvereinheitlichung innerhalb der EU.35 Dieser Grundgedanke zeigt sich 
ebenfalls im spezifisch europäischen Auslegungsgrundsatz des effet utile, der 
im Rahmen der teleologischen Auslegung ebenfalls Beachtung finden kann.36 
Nach diesem vom EuGH entwickelten Grundsatz ist bei mehreren Auslegungs-
möglichkeiten derjenigen der Vorzug zu geben, die geeignet ist, die „praktische 
Wirksamkeit“ der Vorschrift zu sichern.37 Die mit einem Unionsrechtsakt er-
zielten Zwecke sollen eine größtmögliche Wirkung erreichen, d. h. idealerwei-
se vollständig durchgesetzt werden.38 Der effet utile-Grundsatz verhilft somit 
einem Unionsrechtsakt zu seiner praktischen Durchsetzung39 und bewirkt 
gleichzeitig dessen einheitliche Anwendung in allen EU-Mitgliedstaaten.40

Als zusätzliche Besonderheit der europäischen Auslegung stellt sich auch 
die Berücksichtigung der allgemeinen Rechtsgrundsätze, die sich aus der Ge-
samtheit der nationalen Rechtsordnungen ergeben, dar.41 Der EuGH betont in 
ständiger Rechtsprechung deren Beachtung im Rahmen der autonomen Aus-
legung.42 In dem Eurocontrol-Urteil des EuGH etwa ging es um die Auslegung 
des Begriffs „Zivil- und Handelssachen“ nach Art. 1 des EuGVÜ, der dessen 

34  Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 6; Looschelders, in: NK/BGB, 
EuErbVO, Vorb. zu Art. 1, Rn. 18; Martens, Methodenlehre des Unionsrechts, S. 178 f.; Stotz, 
in: Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, § 22, Rn. 17.

35  Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 6; Mansel, in: FS Canaris, 2017, 
S. 739, 765.

36  Deixler-Hübner/Schauer, in: Deixler-Hübner/Schauer, EuErbVO, Art. 3, Rn. 2; Gebau-
er, in: Gebauer/Wiedmann, Zivilrecht unter europäischem Einfluss, Kap. 4, Rn. 7; Hess, IPRax 
2006, 348, 356; Kropholler/von Hein, Europäisches Zivilprozessrecht, EuGVVO a. F., Einl., 
Rn. 78; Looschelders, in: NK/BGB, EuErbVO, Vorb. zu Art. 1, Rn. 18; Martens, Methoden-
lehre des Unionsrechts, S. 463; Obwexer, in: Gamper/Verschraegen, Rechtsvergleichung als 
jur. Auslegungsmethode, S. 115, 115 f.; Riesenhuber, in: Riesenhuber, Europäische Methoden-
lehre, § 10, Rn. 45; Weber, in: Dutta/Weber, IntErbR, Einl., Rn. 46.

37  EuGH, Urteil v. 23.3.1982, Rs. C-53/81, Levin ./. Staatssecretaris van Justitie, Slg. 
1982, 01035, Rn. 15; EuGH, Urteil v. 22.9.1988, Rs. C-187/87, Land de Sarre ./. Ministre de 
l’Industrie, Slg. 1988, 05013, Rn. 19; EuGH, Urteil v. 14.10.1999, Rs. C-223/98, Adidas, Slg. 
1999, I-07081, Rn. 24.

38  Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 6; Looschelders, in: NK/BGB, 
EuErbVO, Vorb. zu Art. 1, Rn. 18.

39  Gebauer, in: Gebauer/Wiedmann, Zivilrecht unter europäischem Einfluss, Kap. 4, Rn. 7.
40  Hess, IPRax 2006, 348, 357.
41  Kropholler/von Hein, Europäisches Zivilprozessrecht, EuGVVO a. F., Einl., Rn. 81.
42  EuGH, Urteil v. 14.10.1976, Rs. C-29/76, LTU ./. Eurocontrol, Slg. 1976, 01541, Rn. 3; 

EuGH, Urteil v. 16.12.1980, Rs. C-814/79, Niederlande ./. Rüffer, Slg. 1980, 03807, Rn. 7; 
EuGH, Urteil v. 21.4.1993, Rs. C-172/91, Sonntag ./. Waidmann, Slg. 1993, I-01963, Rn. 18; 
EuGH, Urteil v. 14.12.2006, Rs. C-283/05, ASML, Slg. 2006, I-12041, Rn. 26; EuGH, Urteil 
v. 17.7.2014, verb. Rs. C-141/12 und C-372/12, Y. S. u. a., Rn. 54; EuGH, Urteil v. 5.11.2014, 
Rs. C-166/13, Mukarubega, Rn. 45; Kropholler/von Hein, Europäisches Zivilprozessrecht, 
EuGVVO a. F., Einl., Rn. 81.
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Anwendbarkeit normiert.43 Der EuGH stellte diesbezüglich fest, dass es nicht 
erforderlich sein könne, dass der Streitgegenstand nach den nationalen Rechts-
ordnungen aller Staaten als privatrechtlich zu qualifizieren sei. Denn dann 
würde der Anwendungsbereich auf einen „kleinsten gemeinsamen Nenner“44 
beschränkt. Solch eine Auslegung würde allerdings dem effet utile-Grundsatz 
widersprechen, da die Folge nicht die weitmöglichste Durchsetzung, sondern 
eine geringstmögliche wäre. Vielmehr muss eine autonome Definition aus der 
Gesamtheit der nationalen Verständnisse entwickelt werden. Denn der „ge-
meinsame Kern der nationalen Rechtordnungen bildet die eigentliche Basis“ 
der Union.45 Die Unionsrechtsordnung stellt zwar eine eigenständige Rechts-
ordnung dar, ist aber nicht streng von den nationalen Rechtsordnungen zu tren-
nen, da die mitgliedstaatlichen Ordnungen vielmehr die europäische in sich 
aufnehmen.46 Folglich stützt sich die Unionsrechtsordnung auf die nationalen 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten, d. h. auf deren gemeinsamen Struktur- 
und Rechtsprinzipien.47 Daher sind diese zwangsläufig im Rahmen der auto-
nomen teleologischen Auslegung einer europäischen Norm zu beachten, wie 
der EuGH durch die Berücksichtigung der allgemeinen Rechtsgrundsätze, die 
sich aus der Gesamtheit der nationalen Rechtsordnungen ergeben, stets betont.

IV.  Historie

Die oben bereits erwähnten Erwägungsgründe der EuErbVO erbringen zusätz-
lich auch Auskunft zu ihrer Entstehungsgeschichte.48 Zu beachten ist jedoch, 
dass der historischen Auslegung wohl im Vergleich zu den anderen Auslegungs-
methoden weniger Bedeutung beizumessen ist. Denn die Verhandlungsproto-
kolle zur EuErbVO, die den konkreten Willen des Unionsgesetzgebers deutlich 
machen, sind nicht veröffentlicht.49 Aufschlussreich können dennoch die ande-
ren veröffentlichten Vorarbeiten sein: Beispielsweise das Grünbuch der Euro-
päischen Kommission zum Erb- und Testamentsrecht50, sowie die diesem zu-
grunde liegende Studie über erbrechtliche Regelungen in den verschiedenen 

43  EuGH, Urteil v. 14.10.1976, Rs. C-29/76, LTU ./. Eurocontrol, Slg. 1976, 01541, NJW 
1977, 491 m. Anm. Geimer, 492.

44  Geimer, NJW 1977, 491, 492; Geimer, in: Geimer/Schütze, EuZVR, EuGVVO a. F., 
Art. 1, Rn. 20 (zur EuGVVO a. F.).

45  Lecheler, Der EuGH und die allgemeinen Rechtsgrundsätze, S. 187.
46  Lecheler, Der EuGH und die allgemeinen Rechtsgrundsätze, S. 186.
47  Lecheler, Der EuGH und die allgemeinen Rechtsgrundsätze, S. 186.
48  Dutta, in: MüKo/BGB, EuErbVO, Vorb. Art. 1, Rn. 23; Weber, in: Dutta/Weber, Int

ErbR, EuErbVO, Einl., Rn. 44; vgl. zur Entstehungsgeschichte der EuErbVO z. B. Busch-
baum, in: GS Hübner, 2012, S. 589, 591 ff.; Scheuba, in: Schauer/Scheuba, EuErbVO, S. 1 ff.; 
Simon/Buschbaum, NJW 2012, 2393, 2393.

49  Baldus, GPR 2012, 312, 315; Gebauer, in: Gebauer/Wiedmann, Zivilrecht unter euro-
päischem Einfluss, Kap. 4, Rn. 5; Köhler, in: NK/Nachfolgerecht, EuErbVO, Einf., Rn. 6.

50  Grünbuch, Erb- und Testamentsrecht, v. 1.3.2005, KOM(2005) 65 endg.; vgl. hierzu 
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Mitgliedstaaten51 oder auch der erste Verordnungsvorschlag der Europäischen 
Kommission52. Mangels Vergleichsmöglichkeit mit den unveröffentlichten Er-
wägungen zur endgültigen Fassung der EuErbVO bleibt die Aussagekraft der 
veröffentlichten Materialien zwar gering,53 jedoch kann die Heranziehung die-
ser Dokumente trotzdem zum Verständnis der Entstehung einer Vorschrift der 
EuErbVO hilfreich sein. Dessen ungeachtet, sind der EuErbVO 83 umfangrei-
che Erwägungsgründe vorangestellt. Anhand dieser lassen sich die Motive des 
Gesetzgebers für den Erlass der Verordnung ermitteln.54

Im Rahmen der Auslegung anhand der Entstehungsgeschichte der EuErbVO 
kann des Weiteren von besonderem Nutzen sein, auf das Haager Testaments-
übereinkommen von 1961 oder auf das Haager Erbrechtsübereinkommen von 
1989 Bezug zu nehmen.55 Denn der europäische Gesetzgeber hat bei vielen 
Regelungen der EuErbVO auf diese beiden Staatsverträge zurückgegriffen. So 
wird in EG 52 S. 1 EuErbVO ausdrücklich darauf verwiesen, dass die Formgül-
tigkeit aller schriftlichen Verfügungen von Todes wegen durch Vorschriften ge-
regelt werden sollte, die mit denen des Haager Testamentsübereinkommens von 
1961 in Einklang stehen. Dementsprechend entspricht die Regelung des Art. 27 
EuErbVO dem Haager Testamentsübereinkommen von 1961,56 vornehmlich 
dessen Art. 1.
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